Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/1931 


Große Anfrage 

der Fraktion der CDU/CSU 


betr. Sicherheitspolitik der Bundesrepublik Deutsch- 
land 


Wir fragen die Bundesregierung: 


A. Bündnis 

1. Wie beurteilt die Bundesregierung die global angelegte 
politische und militärische Strategie der Sowjetunion und 
des Warschauer Paktes? 

2. Wie hat sich das militärische Potential des Warschauer Pak- 
tes und das der Nordatlantischen Verteidigungsgemeinschaft 
seit 1965 entwickelt? Mit welcher Entwicklung dieses Poten- 
tials ist bis 1975 zu rechnen? Wie beurteilt die Bundesregie- 
rung diese Entwicklung? Welche Folgerungen zieht sie 
hieraus? 

3. Wie beurteilt die Bundesregierung das Kräfteverhältnis 
zwischen den USA und der Sowjetunion im nuklearen 
Bereich? 

4. Wie beurteilt die Bundesregierung die künftige Bedeutung 
der konventionellen Kräfte im Bündnis? Ist sie der Auffas- 
sung, daß die europäischen Partner der NATO einen stär- 
keren Beitrag im konventionellen Bereich leisten müssen? 
Welche Konsequenzen zieht die Bundesregierung daraus 
für die Zahl und die Ausrüstung der assignierten Verbände 
der Bundeswehr? 

5. Wie beurteilt die Bundesregierung den Zusammenhang zwi- 
schen der deutschen Ostpolitik und unserer Politik der west- 
lichen Sicherheit angesichts der Diskrepanz zwischen deff . 
Entspannungsbemühungen dieser Ostpolitik und den laufen^ 
den Verstärkungen des militärischen Potentials der War- 
schauer-Pakt-Staaten? 

6. Hat die Bundesregierung Erkenntnisse und Anhaltspunkte 
darüber gewonnen, daß die Sowjetunion konkrete, dauer- 
hafte und den Frieden sichernde Entspannung vor allem in 
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Europa will? Wenn ja, welche? Hat die Sowjetunion die 
Angebote der NATO, in Gespräche über ausgewogene 
Truppenreduzierung in Europa einzutreten, bisher ermuti- 
gend beantwortet? 

7. Beabsichtigt die Bundesregierung, substantielle Änderungen 
gegenüber der von den vorhergehenden Regierungen kon- 
zipierten und praktizierten Sicberheitspolitik vorzunehmen? 

8. Unter welchen Voraussetzungen ist die Bundesregierung 
bereit, auf den sowjetischen Vorschlag einer sogenannten 
„Europäischen Sicherheitskonferenz“ einzugehen? 


B. Bundeswehr 

1. Wie beurteilt die Bundesregierung die Personallage im Hin- 
blick auf Umfang, Einsatzbereitschaft und Kampfkraft der 
Bundeswehr? Wie beurteilt sie insbesondere die Situation 
bei den längerdienenden Soldaten 

a) Mannschaften, 

b) Unteroffiziere, 

c) Offiziere 

in den einzelnen Teilstreitkräften? 

2. Bleibt es bei der derzeitigen mittelfristigen Finanzplanung 
für den Verteidigungsbereicb, oder ist mit Veränderungen 
zu rechnen? Wenn ja, mit welchen? 

3. Wie wirken sich die kostenwirksamen Maßnahmen zur Ver- 
besserung der Wehrgerechtigkeit sowie in den Bereichen der 
Fürsorge, des Bildungs- und Personalwesens und der Infra- 
struktur auf die mittelfristige Finanzplanung bis zum Jahre 
1975 aus? Welche der angekündigten Maßnahmen sind noch 
nicht verwirklicht? 

4. Welche Auswirkungen hat die unter Nummern 2 und 3 er- 
fragte Entwicklung der Finanzplanung auf die Investitionen 
und die laufenden Ausgaben für die Ausrüstung und Bewaff- 
nung der Bundeswehr in den nächsten fünf Jahren und auf 
ihr Verhältnis zueinander? 

5. Kann nach der gegenwärtigen Umorganisation des Heeres 
. die Strategie der Vorneverteidigung beibehalten werden? 

6. Wann ist mit der Vorlage des neuen Marine-Konzepts zu 
rechnen? 

7. Welche der angekündigten Baumaßnahmen werden im Rah- 
men der mittelfristigen Finanzplanung verwirklicht? 

Bonn, den 9. März 1971 

Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 
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Begründung 

Den Bemühungen des Westens um Entspannung stehen die 
wachsenden Rüstungsanstrengungen der Sowjetunion und des 
Warschauer Paktes gegenüber. Angesichts dieser Lage ist die 
CDU/CSU-Fraktion der Auffassung, daß die ungeschmälerte 
Verteidigungsbereitschaft und -fähigkeit des Westens erhalten 
bleiben muß, wenn die Sicherheit der Bundesrepublik Deutsch- 
land gewahrt werden und Entspannungsbemühungen Erfolg 
versprechen sollen. Aus diesem Grunde fragen wir nach der 
Entwicklung der Kampfkraft und Einsatzbereitschaft der Bun- 
deswehr. 
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